
(Auszug	aus	dem	„Zukunftsprogramm	der	SPD“,	S.	36)	

3.5.	Füreinander	einstehen	 

Eine	Gesellschaft	des	Respekts	misst	sich	auch	am	Umgang	mit	den	Bürger*innen,	die	auf	andere	
angewiesen	sind	und	gepflegt	werden	müssen.	Wir	haben	bereits	dafür	gesorgt,	dass	Angehörige	
mit	einem	Einkommen	unter	100.000	Euro	pro	Jahr	nicht	mehr	für	die	Pflegekosten	
herangezogen	werden.	So	müssen	sich	Eltern	nicht	mehr	sorgen,	dass	ihre	Kinder	später	für	ihre	
Pflege	aufkommen	müssen.	 

Wir	wollen	eine	Vollversicherung	als	Bürgerversicherung,	die	alle	pflegerischen	Bedarfe	und	
Leistungen	abdeckt.	Ein	erster	Schritt	dorthin	ist	für	uns,	für	Pflegebedürftige	mit	kleinen	und	
mittleren	Einkommen	den	Eigenanteil	zu	deckeln,	damit	Pflege	für	sie	bezahlbar	bleibt.	
Zukünftige	Kostensteigerungen	werden	solidarisch	über	einen	Mix	aus	moderat	steigenden	
Pflegeversicherungsbeiträgen	und	einem	dynamischen	Bundeszuschuss	finanziert.	 

Die	Pflegeinfrastruktur	muss	bedarfsgerecht	ausgebaut	werden.	 

Für	uns	ist	es	außerdem	wichtig,	dass	Länder,	Landkreise	und	Kommunen	mehr	Möglichkeiten	
erhalten,	darüber	zu	entscheiden,	wo	und	in	welcher	Trägerschaft	Heime	entstehen.	Um	ihren	
Sicherstellungsauftrag	zu	gewährleisten,	müssen	sie	deutlich	intensiver	in	die	
Entscheidungsprozesse	eingebunden	werden.	 

Bei	Pflegebedürftigkeit	wollen	viele	in	der	eigenen	Wohnung	bleiben.	Dabei	sind	sie	oft	auf	eine	
24-Stunden-Pflege	angewiesen.	Dabei	entsteht	viel	Rechtsunsicherheit	zu	den	wechselseitigen	
Pflichten	und	Rechten.	Wir	werden	bei	der	Pflege	und	der	Hilfe	im	Alltag	für	rechtliche	Klarheit	
sorgen.	 

Ein	besonderes	Augenmerk	werden	wir	auf	den	ländlichen	Raum	legen.	Wir	werden	im	Rahmen	
eines	Modellprojektes	des	Bundes	Dienstleistungszentren	(DLZ)	in	kleinen	Städten	und	Gemein-	
den	schaffen,	in	denen	medizinische	und	haushaltsnahe	Dienstleistungen	vermittelt	werden.	Die	
DLZ	erkennen	darüber	hinaus	fehlende	Angebote	und	schaffen	in	Kooperation	mit	dem	sozialen	
Arbeitsmarkt	und	den	vorhandenen	Anbietern	Abhilfe.	 

Wir	werden	durch	eine	besondere	Förderung	der	haushaltsnahen	Dienstleistungen	die	
Vereinbarkeit	von	Familie	und	Beruf	verbessern,	älteren	Menschen	helfen,	möglichst	lange	in	
der	eigenen	Wohnung	zu	leben,	Schwarzarbeit	bekämpfen	und	den	Personen,	die	bislang	ohne	
Sozialversicherung	in	den	privaten	Haushalten	arbeiten,	eine	Absicherung	bei	Arbeitsunfällen	
oder	Krankheit	geben.	Diese	Förderung	soll	so	ausgerichtet	sein,	dass	sie	auch	von	
Geringverdiener*innen	in	Anspruch	genommen	werden	kann.	 

 


